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Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
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— Drucksache 2044 — 


A. Bericht des Abgeordneten Varelmann 


L Allgemeines 

Der von der Bundesregierung eingebrachte Ge- 
setzentwurf wurde in der 124. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 28. September 1960 dem 
Ausschuß für Arbeit überwiesen. Der Ausschuß hat 
in seiner 79., 80. und 81. Sitzung am 22. /29. Sep- 
tember 1960 und 4. Oktober 1960 über den Gesetz- 
entwurf beraten. 

Die mit dem Zweiten Anderungsgesetz zum 
AVAVG verknüpfte Hoffnung, daß die bedeutende 
alljährliche winterliche Arbeitslosigkeit in der Bau- 
wirtschaft in entscheidendem Umfange zurückge- 
drängt würde, ist in überraschend großem Umfange 
eingetreten, obwohl die mit dem Gesetz neu ein- 
geführten Förderungsmaßnahmen erst spät wirksam 
werden konnten. Der Erfolg der Maßnahmen zur 
Förderung der ganzjährigen Beschäftigung in der 
Bauwirtschaft liegt aber nicht nur in der sozial- 
politisch sehr bedeutsamen Einschränkung der win- 
terlichen Arbeitsloisigkeit, sondern auch in dem 
volkswirtschaftlichen Erfolg, der sich in dem An- 
stieg der in den Wintermonaten geleisteten Arbeits- 
stunden ausdrückt. Dazu beigetragen haben auch — 
wie der Ausschuß mit Befriedigung festgestellt hat 
' — die Bemühungen der öffentlichen Hand, mehr 
als biiSher Bauaufträge in die bauschwachen Monate 
zu verlagern. Er hofft, daß diese Bemühungen ver- 
stärkt fortgesetzt werden. Die mit dem Zweiten 
Änderungsgesetz unlösbar zusammenhängenden 
Tarifverträge, die von den Tarifpartnern des Bau- 
gewerbes geschlossen wurden, haben ebenfalls in 
großem Ausmaße zu dem Erfolg beigetragen. Dies 


zeigt sich vor allem darin, daß die in früheren Jah- 
ren stets im Dezember eingetretene „Entlassungs- 
welle" im Dezember 1959 praktisch ausblieb. Wäh- 
rend noch im Dezember 1958 annähernd 350 000 
Bauarbeiter arbeitslos wurden, waren Ende Dezem- 
ber 1959 nur rund 130 000 Bauarbeiter entlassen 
worden. Auch in den folgenden Monaten ist die 
Zahl der Arbeitslosen bedeutend geringer gewesen 
als in den früheren Jahren. So betrug z. B. die Zahl 
der Arbeitslosen Ende Januar 1960 rund 238 000, 
während sie Ende Januar 1959 rund 600 000 betrug. 
Für Februar und März betragen die entsprechenden 
Zahlen rund 191 000 bzw. 41 000 gegenüber rd. 
437 000 bzw. 114 000. 

Mit dem beachtlichen Rückgang der Winterarbeits- 
losigkeit der Bauarbeiter war auch ein erfreulicher 
Rückgang des Verwaltungsaufwandes bei den Ar- 
beitsämtern verbunden, der die Möglichkeit zu 
einer weiteren Reduzierung des Personals der Bun- 
desanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung bot. 

Eine Gegenüberstellung der Aufwendungen an 
Arbeitslosengeld im Winter 1958^59 mit den Auf- 
wendungen an Arbeitslosengeld und Schlechtwetter- 
geld im Winter 1959/60 ergibt folgendes Bild: 

1958/59 Arbeitslosengeld 700 Mio 

1959/60 a) Arbeitslosengeld 334 Mio 

b) Schlechtwettergeld 125 Mio 

zusammen 459 Mio. 

Zu den Aufwendungen im Winter 1959/60 sind 
noch die Kosten der Förderungsmaßnahmen nach 
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den §§ 143 a bis 143 c AVAVG zu rechnen in Höhe 
von rd. 32 Mio DM. 

Zweifellos haben zu diesen günstigen Auswirkun- 
gen auch die insgesamt günstige Konjunktur und 
der relativ milde Winter 1959/60 beigetragen. Es ist 
aber zu beachten, daß auch der Winter 1958/59 nicht 
strenger gewesen ist als der Winter 1959/60. 

Wenn so auch zusammenfassend festgestellt wer- 
den konnte, daß die Maßnahmen zur Förderung der 
ganzjährigen Beschäftigung in der Bauwirtschaft, 
die mit dem Zweiten Änderungsgesetz zum AVAVG 
beschlossen wurden, einen großen sozialpolitischen 
und volkswirtschaftlichen Erfolg hatten, so konnte 
der Ausschuß doch nicht an der Tatsache Vorbei- 
gehen, daß einige Vorschriften änderungs- oder er- 
gänzungsbedürftig waren, um den weiteren Erfolg 
auch in den kommenden Wintermonaten zu gewähr- 
leisten. Der Ausschuß begrüßte daher die Auffas- 
sung der Bundesregierung, daß die unabweisbaren 
Änderungen schon vor dem gemäß Artikel VI des 
Zweiten Änderungsgesetzes zum ÄVAVG zum 
30. September 1962 zu erstattenden Bericht der Bun- 
desregierung vorgenommen werden. 

Der Äusschuß teilte allerdings auch die Äuffas- 
sung der Bundesregierung, daß mit dem vorliegen- 
den Entwurf nur solche Änderungen vorgenommen 
werden, deren Auswirkungen klar erkennbar sind. 
Uber den Vorschlag der Bundesregierung hinaus 
hielt der Ausschuß dies auch bezüglich der Bestim- 
mungen über die sogenannten „Stammarbeiter" für 
erforderlich. Er hielt es ferner für geboten, unter 
Aufrechterhaltung des Grundsatzes, daß nur der Ar- 
beitsausfall eines vollen Arbeitstages zum Bezug 
von Schlechtwettergeld berechtigt, eine Bestim- 
mung zu schaffen, die es ermöglicht, bei zweifelhaf- 
ter Witterung zunächst einen Arbeitsversuch zu un- 
ternehmen. 


IL Die Vorschriften im einzelnen 

Nachstehend sind die Vorschriften des Entwurfs 
nur insoweit behandelt, als sie durch den Ausschuß 
geändert oder nicht einheitlich beurteilt worden 
sind. Im übrigen kann auf die Begründur^g des Ent- 
wurfs verwiesen werden. 

Zu Artikel I 

Zu Nr. 1 a (Änderung des § 132 AVAVG) 

Die bisher in § 132 zugelassenen Eingliederungs- 
beihilfen haben nicht in dem erwarteten Ausmaß 
zur vermehrten Einstellung langfristig Arbeitsloser 
geführt, weil sie — gemessen an dem für den ein- 
zelnen Betrieb erforderlichen Aufwand — keinen 
genügenden Anreiz geboten haben. Da die Bemü- 
hungen für den Personenkreis langfristig Arbeits- 
loser gerade in Ansehung der günstigen Arbeits- 
marktlage intensiviert werden müssen, schien es 
geboten, die bisherige Beschränkung der Beihilfe 
auf 50 V. H. des tariflichen oder üblichen Arbeits- 
entgelts aufzuheben und an der Beschränkung der 
Dauer der Beihilfe nicht mehr festzuhalten. 


Zu Nr. 1 b (Änderung des § 143 e AVAVG) 

Der Anregung des Bundesrates, Schlechtwetter- 
geld auch dann zu gewähren, wenn ein halber Ar- 
beitstag ausfällt, ist der Ausschuß nicht gefolgt. 
Eine solche Vorschrift würde nicht nur die Arbeits- 
ämter überfordern und die Kontrollmöglichkeiten 
außerordentlich erschweren, sondern u. U. auch da- 
zu führen, daß die Bauarbeiter bis zum Ablauf der 
ersten Hälfte des Ausfalltages auf der Baustelle 
verbleiben müssen, damit festgestellt werden kann, 
ob in der zweiten Hälfte des Tages die Arbeitsauf- 
nahme zumutbar ist. Das erscheint aber unzumut- 
bar. Der Ausschuß konnte sich deshalb nur dazu 
entschließen, einen Arbeitstag auch dann als voll 
ausgefallen anzusehen, wenn die Arbeit spätestens 
drei Stunden nach betriebsüblichem Beginn der Ar- 
beitsschicht aus zwingenden witterungsbedingten 
Gründen abgebrochen werden muß. 

Zu Nr. 1 c (Änderung des § 143 f AVAVG) 

Die bisherige Vorschrift des § 143 f Abs. 3 Satz 2, 
daß Arbeitnehmer, „die auf Grund ihrer Tätigkeit 
im Betrieb bisher in der witterungsungünstigen 
Jahreszeit beschäftigt worden sind", keinen An- 
spruch auf Schlechtwettergeld haben, hatte zum 
Ziel, die Rechtsstellung der sogenannten Stamm- 
kräfte zu stärken, deren Beschäftigungsverhältnis 
bisher auch in den Wintermonaten aufrechterhalten 
worden ist; sie sollte demnach Personen vom Bezug 
des Schlechtwettergeldes fernhalten, welche die Ar- 
beitslosenversicherung bisher nicht belastet haben. 
Sie hatte die Tendenz, die Verhältnisse in der Bau- 
wirtschaft bis zum Erlaß des Zweiten Änderungs- 
gesetzes zum AVAVG zu berücksichtigen und an 
der bisher geübten Praxis der Bauwirtschaft, einen 
Teil der Arbeitskräfte auch bei winterlicher Witte- 
rung unter Fortzahlung des Entgelts weiterzube- 
schäftigen, festzuhalten. Eine auf die einzelne Firma 
und auf den jeweils vorauf gegangenen Winter ab- 
gestellte Betrachtungsweise wurde diesem Sinne 
der Vorschrift nicht gerecht; sie ist aber in dem bis- 
herigen Wortlaut begründet. Aus diesem Grunde ist 
die den Sinn der Vorschrift klarstellende Änderung 
vorgenommen worden, daß nur Ärbeitnehmer, die 
auf Grund ihrer Tätigkeit im Betrieb üblicherweise 
auch in der witterungsungünstigen Jahreszeit unter 
Fortzahlung des Ärbeitsentgelts beschäftigt werden, 
d. h. deren Arbeitsverhältnis aus Gründen, die in 
ihrer Tätigkeit oder Person liegen und die nach der 
im Baugewerbe üblichen Verkehrsauffassung auch 
in der witterungsungünstigen Jahreszeit unter Fort- 
zahlung des Entgelts weiterbeschäftigt zu werden 
pflegen, keinen Anspruch auf Schlechtwettergeld 
haben sollen. 

Zu Nr. 2 a (Änderung des § 143 i AVAVG) 

Die Änderung hat nur redaktionelle Bedeutung 
und ergibt sich aus der Neufassung des § 143 g. 

Zu Nr. 4 (Streichung von § 143 m Abs. 2 AVAVG) 

Ohne sich die Begründung des Bundesrates zu 
eigen zu machen, hielt der Ausschuß die Streichung 
von § 143 m Abs. 2 für geboten, weil praktische Er- 
gebnisse für die Förderung der ganzjährigen Beschäf- 
tigung in der Bauwirtschaft von ihm nicht zu 
erwarten sind. 
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111. Finanzielle Auswirkungen 

Die finanziellen Auswirkungen des Gesetzentwurfs 
auf den Haushalt der Bundesanstalt sind nur gering- 
fügig, da an dem bisherigen Leistungsprinzip fest- 
gehalten wird. 

Bonn, den 4. Oktober 1960 

Varelmann 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2044 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 4. Oktober 1960 

Der Ausschuß für Arbeit 
Scheppmann Varelmann 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
(Drittes Änderungsgesetz zum AVAVG) 

— Drucksache 2044 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung (Drittes Änderungsgesetz 
zum AVAVG) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung (AVAVG) in der Fassung vom 
3, April 1957 (Bundesgesetzbl. I S, 321), zuletzt ge- 
ändert durch das Zweite Änderungsgesetz zum 
AVAVG vom 7. Dezember 1959 (Bundesgesetzbl, I 
S, 705) wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1, In § 121 Abs, 1 wird der Punkt nach Satz 1 durch 
einen Strichpunkt ersetzt und als neuer Halb- 
satz angefügt: 

„als neun Zehntel des Arbeitsentgeltes darf kein 
Betrag zugrunde gelegt werden, der die in § 90 
Abs, 9 angegebenen Höchstbeträge übersteigt." 


Beschlüsse des 2 1, Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung (Drittes Änderungsgesetz 
zum AVAVG) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel I 

Das Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung (AVAVG) in der Fassung vom 
3. April 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 321), zuletzt ge- 
ändert durch das Zweite Änderungsgesetz zum 
AVAVG vom 7. Dezember 1959 (Bundesgesetzbl, I 
S. 705) wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. unverändert 


1 a. § 132 erhält folgende neue Fassung: 

.§ 132 

Der Verwaltungsrat kann mit Zustimmung des 
Bundesministeriums für Arbeit und Sozial- 
ordnung zulassen, daß Arbeitgebern zur Einglie- 
derung von langfristig Arbeitslosen Beihilfen als 
Darlehen oder Zuschuß gewährt werden können. 
In der Regel sollen die Beihilfen 50 vom Hundert 
des tariflichen oder, soweit eine tarifliche Rege- 
lung nicht besteht, des im Berufe ortsüblichen 
Arbeitsentgeltes nicht übersteigen und über die 
Dauer von sechsundzwanzig Wochen nicht hin- 
ausgehen." 
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2. § 143 g wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) Das Schlechtwettergeld wird nach vier 
Leistungsgruppen gewährt. Es beträgt je Aus- 
falltag in den Leistungsgruppen I bis IV 
fünfundvierzig vom Hundert des Bemessungs- 
entgeltes und erhöht sich in den Leistungs- 
gruppen II bis IV je Ausfalltag um einen Be- 
trag, der in der Leistungsgruppe II einem 
Sechstel, in der Leistungsgruppe III einem 
Drittel, in der Leistungsgruppe IV der Hälfte 
des Familienzuschlages nach § 90 Abs. 10 
entspricht. Wird in der Kalenderwoche regel- 
mäßig betriebsüblich innerhalb der tariflichen 
wöchentlichen Arbeitszeit nur an fünf Tagen 
gearbeitet, so beträgt die Erhöhung je Aus- 
falltag in der Leistungsgruppe II ein Fünftel, 
in der Leistungsgruppe III zwei Fünftel und 
in der Leistungsgruppe IV drei Fünftel.“ 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Bemessungsentgelt ist das im letzten 
abgerechneten Lohnabrechnungszeitraum vor 
Eintritt des jeweiligen Arbeitsausfalles in 
der Arbeitsstunde durchschnittlich erzielte 
Arbeitsentgelt, vervielfacht mit der Zahl der 
Arbeitsstunden, die regelmäßig betriebsüblich 
am Ausfalltage innerhalb der tariflichen 
wöchentlichen Arbeitszeit geleistet worden 
wäre. Von diesem Bemessungsentgelt ist das 
aus einer unselbständigen oder selbständigen 
Tätigkeit am Ausfalltage erzielte oder für 
den Ausfalltag zu beanspruchende Einkom- 
men abzusetzen. § 90 Abs. 9 gilt entspre- 
chend." 


3. In § 143 1 Abs, 2 Satz 2 werden die Worte „einen 
Monat nach dem Ende des Lohnabrechnungszeit- 
raumes" durch die Worte „zwei Monate nach 
dem Ende der Schlechtwetterzeit" und der Punkt 


Beschlüsse des 2 1. Ausschusses 

1 b. In § 143 e wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Ein Arbeitstag gilt auch dann als voll 
ausgefallen, wenn die Arbeit spätestens drei 
Stunden nach betriebsüblichem Beginn der Ar- 
beitsschicht aus zwingenden witterungsbeding- 
ten Gründen abgebrochen werden muß." 

1 c. § 143 f Abs. 3 Satz 2 erhält folgende neue Fas- 
sung: 

„Anspruch auf Schlechtwettergeld besteht ferner * 
nicht für Personen, die nicht berufsmäßig in der 
Hauptsaciie als arbeitslosenversicherungspflich- 
tige Arbeitnehmer tätig zu sein pflegen und für 
Arbeitnehmer, die auf Grund ihrer Tätigkeit im 
Betrieb üblicherweise auch in der witterungs- 
ungünstigen Jahreszeit unter Fortzahlung des 
Arbeitsentgelts beschäftigt werden." 

2. § 143 g wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Bemessungsentgelt ist das im letzten 
abgerechneten Lohnabrechnungszeitraum vor 
Eintritt des jeweiligen Arbeitsausfalles in der 
Arbeitsstunde durchschnittlich erzielte Ar- 
beitsentgelt, vervielfacht mit der Zahl der 
Arbeitsstunden, die regelmäßig betriebsüb- 
lich am Ausfalltage innerhalb der tariflichen 
wöchentlichen Arbeitszeit geleistet worden 
wäre. Von diesem Bemessungsentgelt ist das 
aus einer unselbständigen oder selbständigen 
Tätigkeit am Ausfalltage erzielte oder für 
den Ausfalltag zu beanspruchende Einkom- 
men abzusetzen; dies gilt auch für das Ar- 
beitsentgelt einer Beschäftigung im Sinne des 
§ 143 e Abs. 3. § 90 Abs. 9 gilt entsprechend." 

2 a. In § 143 i werden die Worte „§ 143 g Abs. 1 
Satz 1" ersetzt durch die Worte „§ 143 g Abs. 2 
Satz 1". 

3. In § 143 1 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „einen 
Monat nach dem Ende des Lohnabrechnungszeit- 
raumes" durch die Worte „innerhalb einer Aus- 
schlußfrist von zwei Monaten nach dem Ende der 
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Entwurf 

nach dem Wort „einzureichen" durch einen 
Strichpunkt ersetzt. Als Halbsatz wird angefügt: 

„die Bundesanstalt kann anordnen, daß die An- 
träge bei dem Arbeitsamt einzureichen sind, in 
dessen Bezirk die für die Baustelle zuständige 
Lohnstelle des Betriebes ihren Sitz hat." 


Artikel II 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel III 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. November 1960 in 
Kraft. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes wird 
die Verordnung über den Erwerb der Anwartschaft 
auf Arbeitslosenunterstützung durch Beschäftigung 
im Auslande vom 5. Dezember 1929 (Reichsgesetzbl. 
I S. 244), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
15. Juli 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 816), aufgehoben. 


Beschlüsse des 2 1. Ausschusses 

Schlechtwetterzeit" und der Punkt nach dem 
Wort „einzureichen" durch einen Strichpunkt er- 
setzt. Als Halbsatz wird angefügt: 

„die Bundesanstalt kann anordnen, daß die An- 
träge bei dem Arbeitsamt einzureichen sind, in 
dessen Bezirk die für die Baustelle zuständige 
Lohnstelle des Betriebes ihren Sitz hat." 

4. § 143 m Abs. 2 wird gestridien. 

Artikel II 
unverändert 


Artikel III 
unverändert 
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